Irak-Aufrüstung 

Erneut deutsche Firmen unter Verdacht 

Der Bericht der irakischen Regierung an den UN-Sicherheitsrat soll die Namen von mehr als 80 deutschen Unternehmen, Forschungslabors und Personen enthalten, die Irak bei der Entwicklung seiner Rüstungsprogramme unterstützt haben sollen.

Die taz berichtet unter Berufung auf Auszüge des Dokuments, dass deutsche Firmen seit 1975 ganze Anlagen, Bauteile, Grundsubstanzen und technisches Know-how zur Entwicklung atomarer, chemischer und biologischer Massenvernichtungswaffen sowie konventioneller Waffen geliefert haben sollen.

In einigen Fällen habe die Kooperation im konventionellen Bereich Irak zufolge bis mindestens 2001 gedauert, berichtete das Blatt weiter. Dabei gehe es unter anderem um die Zusammenarbeit eines deutschen Mikroelektronik-Unternehmens mit Irak, von der die Bundesregierung seit 1999 gewusst habe.

Die offiziell als rein zivil bezeichnete Technologie solle auch im Rüstungsbereich verwendbar sein, hieß es. Zudem gibt es laut taz in dem Bericht Hinweise darauf, dass bundesdeutsche Regierungsstellen bis hin zum Wirtschaftsministerium die illegale Rüstungskooperation mit Irak vor allem vom Ende der 70er Jahre bis 1991 geduldet und teilweise sogar aktiv gefördert hätten.
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